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Kommentar

Keine Zukunft mit Beck
Für die SPD gibt es eine Chance: den Neubeginn

René Benden

Wortbruch? Nicht doch. Kritik
an der hessischen SPD? Aber
nein. Kurt Beck hat es vermie-
den einzugestehen, was offen-
sichtlich ist. Unter seiner Füh-
rung hat sich die Partei in ei-
nen zerstrittenen Haufen ver-
wandelt. Politisches Profil ist
nach dem dilettantisch einge-
leiteten Kurswechsel nicht
mehr zu erkennen. Die Darstel-
lung der SPD in der Öffentlich-
keit gleicht einer nicht enden
wollenden Posse. Für den vor-
läufigen Höhepunkt sorgte
Andrea Ypsilanti, die durch
Mobbing Parteikollegin Dag-
mar Metzger auf Linie zwingen
wollte.

Das alles hat Kurt Beck zu
verantworten. Er hat das ges-
tern selbst betont: „Sie können
davon ausgehen: Ich lenke“,
hat er gesagt. Bilanzierend
muss man deshalb feststellen,
dass Kurt Beck am Steuer der
SPD schlicht überfordert ist
und seine Partei gegen die
Wand gefahren hat.

Wem das zu hart vorkommt,
sollte sich daran erinnern, dass
es gerade einmal sechs Wo-
chen her ist, als die Sozialde-
mokraten zum ernsten Pro-
blem für die CDU wurden. Ro-
land Koch, der mächtigste
Mann der Union, war bei der
Hessenwahl abgestraft worden.
Die SPD-Themen kamen bei
den Wählern viel besser an als
Kochs populistischer Wahl-

kampf um Jugend- und Auslän-
derkriminalität. Die Union hat-
te sich verzockt. Doch anstatt
dieses Moment auszunutzen
und das soziale Programm der
SPD zu schärfen, verabschiede-
te sich Beck aus der Sachpoli-
tik. Mit diffusen Andeutungen,
die Partei für die Linke zu öff-
nen, ohne klare Bedingungen
für eine solche Kooperation zu
formulieren, stieß er das SPD-
Chaos an, dessen Ende noch
nicht absehbar ist.

Das ganze Ausmaß der Mise-
re um Beck offenbart sich erst,
wenn man in Betracht zieht,
dass wir Tage erleben, die für
Sozialdemokraten wie gemacht
sein sollten. Auf breiter Front
wird für höhere Löhne ge-
kämpft. Schon lange nicht
mehr waren so viele Menschen
bereit, für ihre Belange zu strei-
ken. Der Frust über den Raub-
tierkapitalismus und dessen
Nutznießer wächst stetig. All
das mobilisiert ein gigantisches
Wählerpotenzial für die SPD.
Sie müsste es mit einer auf die
Mittelschicht ausgerichteten
Lohn- und Sozialpolitik ein-
sammeln. Diese Chance ist ver-
tan. Das ist ein unverzeihlicher
Fehler für einen SPD-Partei-
chef.

Peer Steinbrück hat die Bun-
destagswahlen 2009 schon für
verloren erklärt. Das gleicht
mehr Realismus als Schwarzse-
herei. In dieser Lage steckt für
die SPD aber auch die Chance
zur Erneuerung. Ohne Illusion,
wieder in die Regierungsverant-
wortung genommen zu wer-
den, kann sich die Partei pro-
grammatisch und personell
neu finden. An der Person Kurt
Beck haftet nach diesen Tagen
der Ruch des Gescheiterten.
Deshalb kann er beim Neube-
ginn in der SPD keine Rolle
mehr spielen.

Entdecken Sie die Region!
Projekt Grünmetropole bietet viele Chancen

Schon einmal etwas von Berin-
gen gehört? Schon einmal in
Dilsen-Stokkem gewesen, in
Schinnen oder Doenrade? Nun,
alle diese Orte gehören zur Eu-
regio Maas-Rhein, die gewisser-
maßen das Band sein soll, um
die Menschen im Aachener
Dreiländereck grenzüberschrei-
tend einander näher zu bringen.
Seit 1976 gibt es diese Euregio
nun schon, und sie hat einiges
erreicht für Wirtschaft und Tou-
rismus, Kultur, Umwelt und
vieles mehr.

Auswärtige Gäste lassen sich
faszinieren von der Selbst-
verständlichkeit, mit der die
Bürger der drei beteiligten Nati-
onen Grenzen überschreiten –
manchmal ohne es so recht zu
merken, weil die Schlagbäume
verschwunden sind. Und doch
sind sich viele Bürger diesseits
und jenseits der Grenzen immer
noch fremd, beschränkt sich der
Kontakt oft auf das Gespräch
beim Einkauf. Viele Initiativen
sind nur national aktiv, ohne
sich mit Gleichgesinnten im
Nachbarstaat zu vernetzen. Ein
echtes Gemeinschaftsgefühl
muss erst noch entstehen.

Mit dem Projekt Grünmetro-
pole im Rahmen der Euregiona-
le 2008 könnte die Region die-
sem Ziel nun ein gutes Stück
näher kommen. Die Grünmetro-
pole umfasst ein Gebiet von fast
2000 Quadratkilometern mit
etwa 1,5 Millionen Einwohnern
von Beringen im äußersten
Nordwesten der Euregio über
Niederländisch-Limburg bis
nach Düren. Vielen dürfte nicht
klar sein, dass die Kommunen
dieses Gebiets durch die ge-
meinsame Bergbaugeschichte
eng verknüpft sind. Und wo un-

terirdisch durch die dort la-
gernden Kohleflöze bereits seit
Jahrhunderten Verbindungen
bestehen, soll nun auch oberir-
disch etwas zusammenwachsen.

Die Grünmetropole eröffnet
künftig die Chance, die Region
neu zu erfahren. Und das wird
sich lohnen. Denn mit dem
Strukturwandel nach der
Schließung der Zechen bieten
die alten Bergbauareale viele at-
traktive Möglichkeiten der neu-
en Nutzung.

Es ist ein bisschen schade,
dass im Jahr der Euregionale
2008 viele dieser Highlights
noch nicht fertig sein werden.
Doch zu sehen gibt es in
nächster Zeit schon einiges.
Der Carl-Alexander-Park in
Baesweiler lädt ab Mitte Mai
auf die alte Kohlehalde zum Pa-
noramablick über eine tolle
Landschaft ein. In Niederlän-
disch-Limburg entstanden Tou-
risten-Anziehungspunkte wie
Snowworld oder Mondo Verde
ebenfalls auf ehemaligen Berg-
bauflächen. Auch das Outlet-
Center in Maasmechelen nutzt
ein derartiges Grundstück.

Die Aachener Umwelt-Stif-
tung Kathy Beys unterstützt
den Gedanken der Grünmetro-
pole seit Jahren. Nicht nur, da-
mit zum Beispiel nach dem
Ende des Tagebaus Inden das
„Restloch“ ökologisch gestaltet
wird. Vielleicht mit einem See,
Wohnen auf dem Wasser oder
Fischzucht. Sondern auch, da-
mit die Region für ihre Bürger
attraktiver wird. Wer seine Frei-
zeit hier verbringt, muss nicht
mit dem Billigflieger nach
„Malle“. Auch das ist praktizier-
ter Umweltschutz.
Ralph Allgaier

„Wir sind die letzte Partei der Mitte“
FDP-Chef Westerwelle im AZ-Interview: Becks Auftritt überzeugt nicht. Linksrutsch auch bei der Union.

Berlin. FDP-Chef Guido Wester-
welle will seine Partei auch für
Dreierbündnisse mit der SPD und
den Grünen öffnen. Allerdings
sieht er trotz starker Kritik an CDU
und CSU immer noch die größten
Schnittmengen mit der Union.
Mit Westerwelle sprach unser Kor-
respondent Andreas Herholz.

Rückkehr von Kurt Beck auf die
bundespolitische Bühne. Hat Sie
der Auftritt des SPD-Chefs zur Kri-
senbewältigung überzeugt?

Westerwelle: Das war viel Lärm
um zu wenig. Den Wählerinnen
und Wählern ist noch immer
nicht klar, ob die SPD jetzt noch
weiter nach links rücken oder in
die Mitte zurückkehren will. Jeder
SPD-Wähler muss damit rechnen,

dass seine Stimme in einem Bünd-
nis mit Grünen und Linkspartei
landet.

Ausgerechnet in dieser Lage will
die FDP nun künftig auch Koalitio-
nen mit SPD und Grünen nicht
mehr ausschließen. Wird Ihre Par-
tei wieder zur Umfallerpartei?

Westerwelle: Derzeit gibt es keine
ausreichende inhaltliche Basis für
eine Zusammenarbeit mit SPD
und Grünen. Es bleibt abzuwar-
ten, ob in der SPD eher die Stein-
meiers oder die Wowereits künftig
das Sagen bekommen. Unsere
Schnittmengen mit der Union
sind immer noch am größten.
Aber die FDP muss leider feststel-
len, dass CDU und CSU immer
beliebiger werden und um jeden

Preis regieren wollen – egal mit
welchem faulen Kompromiss und
mit welchem Partner. Der Links-
rutsch hat auch die Union erfasst.
Das wird beim geplanten Gesund-
heitsfonds und den staatlich fest-
gelegten Mindestlöhnen deutlich.
Die FDP setzt auch in Zukunft auf
Zweierbündnisse. Die Gemein-
samkeiten von Union und FDP
sind zur Zeit immer noch am
größten.

Es ist nicht lange her, da haben Sie
auf ihrem Parteitag die Parole
„Freiheit statt Sozialismus“ ausge-
geben und einen Lagerwahlkampf
angekündigt.

Westerwelle: Gegen den Sozialis-
mus werde ich auch weiter mit
scharfen Worten zu Felde ziehen.

Die Sozialisten haben immer erst
die Unternehmen verstaatlicht
und dann das Denken. Totalitären
Vorstellungen werden wir uns im-
mer mit aller Kraft entgegenstel-
len, ganz gleich, ob sie von links
oder rechts kommen. Die FDP ge-
hört keinem Lager an und wird
deshalb auch keinen Lagerwahl-
kampf führen. Wir werden künftig
noch stärker unser eigenes Pro-
gramm der Freiheit in den Vorder-
grund stellen. Herr Merz verzwei-
felt an der Union, Herr Clement
an der SPD und die bürgerlichen
Grünen wie Herr Metzger treten
aus ihrer Partei aus. Wir sind die
letzte Partei der Mitte.

In Hessen könnte die FDP mit ei-
nem Ja zur Ampelkoalition das po-
litische Patt auflösen und wieder
für Handlungsfähigkeit sorgen.

Westerwelle: Hessens SPD-Spit-
zenkandidatin Ypsilanti und ihr
Programm ist doch sogar den bür-
gerlichen Sozialdemokraten zu
links. Da ist mit uns nichts zu
machen.

In Hessen hat sich die SPD-Land-
tagsabgeordnete Dagmar Metzger
bei ihrem Nein zum Linksbündnis
auf ihr Gewissen berufen. Jetzt
klagt sie über Druck und Anfein-
dungen und wird gedrängt ihr Man-
dat niederzulegen. Wird die Gewis-
sensfreiheit des Mandatsträgers
nicht mehr respektiert?

Westerwelle: Dieses Mobbing ge-
gen Frau Metzger in Hessen ist
geradezu verfassungswidrig. Jeder
Abgeordnete ist frei gewählt und
nur seinem Gewissen und nicht
der Parteizentrale verpflichtet. Ich
hoffe sehr, dass sich die Parla-
mentspräsidenten mit ihrer gan-
zen Autorität in dieser Frage rasch
und deutlich zu Wort melden.Sein Blick geht nicht mehr nur in eine Richtung: FDP-Chef GuidoWesterwelle. Foto: ddp

Das Thema: Politische Bündnisdebatten

Merkel will keine Scheidung
Vier-Augen-Gespräch mit Beck soll die Wogen wieder glätten. Union hält sich mit scharfen Attacken
zurück. Doch das Klima ist alles andere als gut. Steinbrück zweifelt schon am SPD-Erfolg 2009.

Von unserem Korrespondenten
Andreas Herholz

Berlin. Jede Menge Gesprächsbe-
darf, die Tagesordnung für das
Vier-Augen-Gespräch von Angela
Merkel und Kurt Beck in den
nächsten Tagen dürfte lang wer-
den. Nach Becks Grippe-Pause und
der SPD-Krise wollen die Kanzlerin
und der SPD-Chef wieder die Wo-
gen glätten und den Kurs für die
letzten eineinhalb Jahre der gro-
ßen Koalition in Berlin abstecken.
Doch wird es bei dem Treffen
nicht nur um den weiteren Ar-
beitsplan gehen, sondern auch da-
rum, zurück zur gemeinsamen Ge-
schäftsgrundlage zu finden und
das Klima zwischen Union und
SPD nach den Ereignissen in Hes-
sen wieder zu verbessern.

Die SPD müsse ihren „Eiertanz“
endlich beenden, forderte CDU-

Generalsekretär Ronald Pofalla
gestern. Becks Beteuerungen, auf
Bundesebene 2009 nicht mit der
Linken koalieren zu wollen, wer-
den nicht nur von Pofalla in Zwei-
fel gezogen. Der Vorwurf des Wort-
bruchs und die Glaubwürdigkeits-
frage lasten schwer auf der Zusam-
menarbeit zwischen Schwarz und
Rot in Berlin. Der SPD-Chef beeil-
te sich, deutlich zu machen, „dass
die SPD zur großen Koalition
steht“.

Auf Seiten der Union hielt man
sich gestern weitgehend mit schar-
fen Attacken gegen Beck und den
Koalitionspartner zurück. Schließ-
lich will man die politische
Zweckehe in Berlin nicht gefähr-
den. Die Unionsparteien müssten
die große Koalition „ordentlich zu
Ende führen“, erklärte Innenmi-
nister Wolfgang Schäuble (CDU).
Daran ändere auch die Tatsache
nichts, dass das Mindestmaß an
Vertrauen in die Sozialdemokra-
ten nach dem Kurswechsel beim
Thema Linkspartei „schwer be-
schädigt“ sei.

Anständig zu Ende regieren –

ein kleinster gemeinsamer Nen-
ner, den beide Seite erreichen wol-
len. Spekulationen über einen
Bruch der Koalition und vorgezo-
gene Neuwahlen haben keine
ernsthafte Grundlage mehr. Viel
zu groß ist die Sorge in den Partei-
spitzen von Union und SPD, dass
beide Volksparteien am Ende wei-
ter in der Wählergunst verlieren
würden, aber dennoch mangels
Alternative gemeinsam weiterre-
gieren müssten. Von der erst vor
zwei Wochen bei einer gemeinsa-
men Klausurtagung der Bundes-
tagsfraktionen beschworenen
Harmonie ist derzeit nicht mehr
viel zu spüren. Hessen und die
Chaostage bei den Sozialdemokra-
ten haben Spuren hinterlassen.
Das Klima im schwarz-roten Bünd-

nis ist alles andere als gut. „Die
Vorgänge in Hessen drücken auf
die Stimmung, aber das Leben
geht weiter“, beschreibt Unions-
fraktionsvize Wolfgang Bosbach
die Situation.

Finanzminister und
SPD-Vize Peer Stein-
brück, ein Gegner des
Linkskurses von Beck,
scheint kaum noch
Chancen für einen Erfolg
seiner Partei bei der Bun-
destagswahl 2009 zu sehen: „Wir
haben der Merkel doch den Teller
fein sauber geleckt!“, beklagt er
das Erscheinungsbild seiner Par-
tei, die in den Umfragen weiter
abgestürzt ist. „Je weiter die SPD
nach links abbiegt, desto schwieri-
ger wird es in der großen Koaliti-

on“, sagt Bosbach. Entscheidend
sei jetzt, ob es jetzt weiterhin eine
verlässliche und vertrauensvolle
Zusammenarbeit bei Sachfragen
geben könne. Ob Erbschaftsteuer-

reform, Pflegeversicherung, Min-
destlohn, Bahnreform oder Föde-
ralismusreform II – Beck gibt sich
kompromissbereit und zuversicht-
lich, dass, Turbulenzen hin oder
her, die große Koalition ihre Agen-
da noch erfolgreich abarbeiten
könne.

„Oh, diese Kopf- und Halsschmerzen . . .“ Zeichnung:Tomicek

„Wir haben der Merkel
doch den Teller fein
sauber geleckt!“
SPD-Vize Peer Steinbrück

„Die Vorgänge in Hessen
drücken auf die Stimmung,
aber das Leben geht weiter.“
Unionsfrakt ionsv ize
Wolfgang Bosbach

Pressestimme

Die Wiener schreiben zum Veto
von US-Präsident George W.
Bush gegen die Abschaffung
umstrittener Verhörpraktiken:

„Als ’Folterpräsident‘ will
auch Bush nicht in die Ge-
schichte eingehen. Mit seinem

Veto gegen ein Gesetz, das die-
sen Techniken einen Riegel
vorschieben würde, ist er aber
auf dem besten Weg dazu. . .
Wie viel Folter darf’s denn
sein? Schlimm genug, dass
man ein Gesetz braucht, um
gewisse Methoden bei Verhö-
ren explizit zu verbieten.“


